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1. Planungsanlass und Verfahren 

Der landwirtschaftliche Betrieb Dirk von Schassen produziert auf 16 Hektar Kernobst und ist mit seiner 

Hofstelle mit der Größe von ca. 1.700 m² an der Mühlenstraße 14 im Ortsteil Twielenfleth ansässig. 

Auf Grund der beengten Platzverhältnisse ist ein weiteres wirtschaftliches und effektives Arbeiten 

nicht mehr möglich. Eine Erweiterung der Hofanlage am aktuellen Standort ist ausgeschlossen, da sich 

die umliegenden Flurstücke nicht im Eigentum des Betriebs befinden. Eine Aussiedlung ist somit un-

umgänglich, um den Betrieb langfristig zu sichern. 

Am Standort „Am Schießstand“, ebenfalls im Ortsteil Twielenfleth, soll ein Wirtschaftsgebäude, wel-

ches die Hofstelle mit einem Einfamilienhaus ergänzt, entstehen. Die Erweiterung in südlicher Richtung 

ist, wenn nötig am neuen Standort ebenfalls möglich.  

Die erforderlichen Flurstücke für die Aussiedlung des Obstbaubetriebes befinden sich derzeit im Au-

ßenbereich. Daher sind die Aufstellung eines Bebauungsplans (B-Plan) und die Änderung des Flächen-

nutzungsplans (FNP) der Samtgemeinde Lühe erforderlich. 

Bestehende B-Pläne werden bei dem Verfahren nicht berührt. Der B-Plan wird im sog. Normalverfah-

ren mit Umweltbericht erstellt. Der FNP wird im Parallelverfahren geändert. 

2. Lage des Plangebietes / Bestand 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs (ohne Maßstab), Quelle: Bilder © 2021 Google, 
Bilder © 2021 GeoBasis – DE/BKG, Maxar Technologies 
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Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 5.904 m² liegt westlich und südlich der Straße „Am Schieß-

stand“. Umgeben wird das Plangebiet von Obstbauflächen. Nordöstlich schließt sich der straßenna-

mensgebende Schießstand an und im Osten direkt anliegend befinden sich zwei Einfamilienhäuser. 

Derzeit wird das Flurstück als Obstbaufläche genutzt. 

3. Planungsvorgaben 

 Ziele der Raumplanung  

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Zurzeit gilt das Landesraumordnungsprogramm Niedersachen (LROP) 2017 und das Regionale Raum-

ordnungsprogramm 2013 (RROP) des Landkreises Stade. 

Landesraumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen 2017 

Im Bereich Hollern-Twielenfleth bzw. im Alten Land sind im Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-

sachsen 2017 die Autobahn, mehrere Leitungstrassen sowie die an die Elbe angrenzenden Bereiche als 

Biotopverbund und Natura 2000 Flächen gekennzeichnet. Weitere spezifische Kennzeichnungen für 

diesen Raum sind nicht vorhanden. 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (ohne Maßstab) mit Kenn-
zeichnung des Geltungsbereichs (roter Pfeil) 

Regionales Raumordnungsprogramm 2013 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2013 (RROP) in der Fassung der Neubekanntmachung von 

2017 für den Landkreis Stade ist das Plangebiet als Bereich als Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft 

aufgrund des hohen Ertragspotentials dargestellt. Östlich des Plangebiets befindet sich laut Plan vor-

handene Bebauung / bauplanerisch gesicherter Bereich.  

Das Alte Land, in dem das Plangebiet liegt, wird im RROP als eine „international bedeutsame Land-

schaft“ und als Kandidat eines UNESCO Welterbeträgers dargestellt.  
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Abbildung 3: Ausschnitt aus dem RROP 2013 in der Fassung der Neubekanntmachung 2017 mit Lage des  
Plangebiets) (Pfeil), ohne Maßstab 

Als Ziel werden u. a. genannt der Erhalt und die nachhaltige Sicherung des Obstbaus in den noch heute 

nachvollziehbaren Strukturen. Das RROP sieht die Notwendigkeit, dass der geschlossene Charakter des 

Obstbaugebietes nicht zersplittert wird und die Dauerkulturbetriebe (Obstbau) im Alten Land durch 

eine vorausschauende zukunftsorientierte Bauleitplanung zu fördern sind. Dem wird mit der langfris-

tigen Sicherung der geplanten Aussiedlung des Obstbaubetriebs nachgegangen. 

Des Weiteren wird im RROP 2013 zum Küsten- und Hochwasserschutz folgende Aussage getroffen: Im 

Landkreis Stade besteht für die niedrig gelegenen Marsch- und Moorbereiche hinter der Hauptdeich-

linie an der Elbe eine potenzielle Gefährdung. Da die Hauptdeichlinie des Küstenschutzes ständig un-

terhalten und an den neuesten Erkenntnisstand angepasst wird, ist die Überschwemmungswahr-

scheinlichkeit dieser Bereiche jedoch als sehr gering einzustufen. 

Durch die Darstellung als Sondergebiet für Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse wird der Darstellung des RROP 2013 nicht widersprochen. Durch 

diese Bauleitplanung wird der Obstbau im Alten Land unterstützt. Die Maßnahmen zur Einpassung in 

die Kulturlandschaft und die Standortwahl werden im folgenden Abschnitt 3.2. näher dargestellt. 

Der Eingriff durch die Aussiedlung des Obstbaubetriebs macht zwar an dieser Stelle den Obstanbau 

unmöglich, durch die Schaffung von erforderlichen marktgerechten Lager- und Verpackungsmöglich-

keiten wird die Landwirtschaft im Alten Land insgesamt jedoch zukunftsfähig gehalten. Laut RROP ist 

der Obstbau zu erhalten, und soll gefördert und entwickelt werden. Maßnahmen zur Entwicklung des 

ländlichen Raums die zur Verbesserung der Agrarstruktur führen, sollen bedarfsgerecht weiterentwi-

ckelt werden. Eine solche bedarfsgerechte Weiterentwicklung liegt bei diesem Planvorhaben vor. Der 

Obstbaubetrieb kann sich am derzeitigen Standort nicht weiterentwickeln. Bei der Maßnahme handelt 

es sich nicht um die Flächeninanspruchnahme Dritter, sondern um ein Vorhaben für einen Obstbau-

betrieb, das auf Obstbauflächen realisiert wird. Andere Flächen stehen nicht zur Verfügung, weil die 



Gemeinde Hollern-Twielenfleth B-Plan Nr. 27 „Aussiedlung von Schassen“ 

6 

Freiflächen der Gemeinde praktisch komplett aus Obstbauflächen bestehen. Die Aufstellung dieser 

Satzung beeinträchtigt die landesplanerischen Ziele daher nicht. 

 Kulturlandschaftsanalyse Altes Land 

In der Kulturlandschaftsanalyse Altes Land aus dem Jahr 20071 werden Aussagen getroffen, die bei der 

Entwicklung berücksichtigt werden sollen. 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sollen die historischen Schichten wie die Entwässerung, 

Grundstückstiefen, Parzellenstruktur und die Siedlungsentwicklung berücksichtigt werden. Für diesen 

Bereich genannte Ziele für die Kulturlandschaft Altes Land sind der Erhalt und die Entwicklung: 

 vorrangig von agrarwirtschaftlich nutzbaren Flächen zur dauerhaften Sicherung der obstbauli-

chen und landwirtschaftlichen Produktion, 

 der dörflichen Milieus und 

 der Erholungsfunktion und deren Attraktivität für Erholungssuchende. 

Diese Vorgaben sind auch auf diesen Bebauungsplan übertragbar. Die Aufstellung dieser Satzung steht 

den historischen Schichten nicht entgegen, sondern berücksichtigt weitgehend die vorhandene Struk-

tur und entwickelt sie unter heutigen Gesichtspunkten weiter, ohne „Altes“ grundsätzlich zu negieren. 

Die geplanten Gebäude orientieren sich nach den Parzellengrenzen und den ortsüblichen umliegenden 

Gräben. 

 Wirksamer Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Lühe (Stand Neubekanntmachung 2020) 

stellt das Gebiet des Bebauungsplans als Fläche für die Landwirtschaft und in einem kleinen Bereich 

im Nordosten als „überörtliche Hauptverkehrsstraßen …/ innerörtliche Hauptverkehrsstraße / Flächen 

für den ruhenden Verkehr“ dar. Östlich angrenzend zeigt der Plan die Flurstücke als gemischte Bauflä-

chen.  

Die Festsetzung als Sondergebiet ist nicht aus der FNP-Darstellung Fläche für die Landwirtschaft ent-

wickelt. Daher wird parallel der FNP ebenfalls in die Darstellung Sondergebiet mit der Zweckbestim-

mung „Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse“ 

geändert. 

                                                           

1 Büro für historische Stadt- und Landschaftsforschung; Kulturlandschaftsanalyse Altes Land; im Auftrag der Behörde für 

Stadtentwicklung und Umwelt der Freien und Hansestadt Hamburg und des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmal-

pflege; Köln 2007. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan (Neubekanntmachung 2020) mit Kennzeichnung des 
Plangebiets (rote Umrandung), ohne Maßstab 

 

 Alternativplanungen 

Die Betriebsaussiedlung des Obsthofes von Schassen findet auf eigenen Flächen statt. Sowohl aus wirt-

schaftlichen als auch aus städtebaulichen Gründen ist die Verlegung des landwirtschaftlichen Betriebs 

an diese Stelle sinnvoll. Durch die Lage inmitten eigener Obstanbauflächen dient die Betriebsaussied-

lung der Standorterhaltung und es können lange Wege vermieden werden. Ähnliche verfügbare Flä-

chen stehen nicht im Eigentum des Auftraggebers. 

 

 Denkmalschutz / Archäologie  

Im Plangebiet und der unmittelbaren Umgebung sind keine Baudenkmale vorhanden. Archäologische 

Denkmale sind nicht bekannt. Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbun-

gen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hierfür sind gem. § 14 Nds. Denkmalschutzge-

setz der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

 Kampfmittel 

Das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Regionaldirektion Hameln 

– Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst wurde am 15.04.2021 beauftragt eine Luftbildauswertung 

für die Flurstücke 112/3 und 123/4 nach § 3 NUIG vorzunehmen. Bei dieser wurde das Plangebiet in 

diesem Bereich mit der Hilfe von Luftbildern ausgewertet. Nach durchgeführter Luftbildauswertung 

wird keine Kampfmittelbelastung vermutet. Es wurde keine Sondierung durchgeführt und die Fläche 

wurde nicht geräumt. Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. 
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Für den westlichen Teil des Flurstücks 197/2 ist eine Belastung von Kampfmitteln nichts bekannt. Al-

lerdings wurden auch keine Untersuchungen hierzu angestellt. Eine Untersuchung auf Kampfmittel ist 

in Niedersachsen nicht erforderlich. Im Rahmen dieser Satzung und auch im Bauantragsverfahren sind 

keine weiteren Untersuchungen oder Maßnahmen erforderlich. 

Möglicherweise werden jedoch Tiefbaufirmen vor Beginn von Erdarbeiten eine Bescheinigung über die 

Kampfmittelfreiheit fordern. Eine entsprechende Untersuchung kann durch den Vorhabenträger beim 

Kampfmittelbeseitigungsdienst beantragt werden. Wegen der langen Vorlaufzeit empfiehlt sich eine 

rechtzeitige Beauftragung. 

Sollen bei Erdarbeiten Landkampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist 

umgehen die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungs-

dienst zu benachrichtigen. 

 Altlasten 

Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen und / oder Altlasten aus früheren Nutzungen im Plan-

gebiet liegen nicht vor. Sollten im Zuge der Umsetzung des Planvorhabens / bei den Erschließungsar-

beiten bzw. beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden, die auf 

eine Altablagerung und / oder eine Verunreinigung des Bodens mit Schadstoffen hindeuten, so ist der 

Fachdienst Umwelt – Untere Bodenschutzbehörde – beim Landkreis Stade umgehend davon in Kennt-

nis zu setzen. 

 Bestehende Bebauungspläne 

Für das Plangebiet und die unmittelbare Umgebung existiert kein Bebauungsplan.  

 Gestaltungssatzung  

An das Plangebiet grenzt östlich der Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Gemeinde Hollern-

Twielenfleth an (Gestaltungssatzung für die historischen Ortsteile vom 07.07.2011 einschließlich ihrer 

Änderung vom 10.02.2020). Der Geltungsbereich ist in der Planzeichnung dargestellt. Zum Schutz und 

zur weiteren Entwicklung des Ortsbildes werden einige Festsetzungen der Gestaltungssatzung über-

nommen. 

4. Festsetzungen 

 Städtebauliches Konzept 

Das städtebauliche Ziel ist mit der Aussiedlung des Obstbaubetriebs die Errichtung eines Wirtschafts- 

und eines Wohngebäudes am östlichen Ende der Straße Am Schießstand“. Mit dem Vorhaben werden 

zum einen das weitere Bestehen des Betriebs gesichert und zum anderen auf Grund der Nähe zur be-

stehenden Bebauung wertvolle Obstanbauflächen durch Bebauung im Außenbereich nicht weiter frag-

mentiert. Durch die Festsetzung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Betriebe zur Be- und 

Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse“ ist sowohl eine privilegierte 

landwirtschaftliche Nutzung als auch eine gewerbliche Nutzung in diesem Rahmen möglich. 
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Es liegt ein Lageplan des Vorhabens vor. Es wird darauf hingewiesen, dass dies lediglich den gegenwär-

tigen Planungsstand darstellt. Es sind auch andere Vorhaben zulässig, soweit sie diesem Bebauungs-

plan nicht widersprechen. 

 

Abbildung 5: Lageplan zum Vorhaben (Planungsstand 05.02.2021, nicht verbindlich, es gelten die Festsetzungen 
des B-Plans) 

 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird als sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO)) mit der 

Zweckbestimmung „Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse“ festgesetzt. Die zulässigen Nutzungen werden auf die beabsichtigte Be- und Verarbeitung 

land- und forstwirtschaftlicher Produkte sowie die Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeug-

nisse beschränkt (s. textliche Festsetzung Nr. 1.1). Ebenso sind für den Betrieb erforderliche Nebenan-

lagen und Erschließungsanlagen zulässig. Durch diese Nutzungsfestsetzung wird eine mögliche Ent-

wicklung zu einem „normalen“ Gewerbegebiet verhindert. Ein vielseitig nutzbares Gewerbegebiet 

wäre in dieser Lage am Ende einer Sackgasse mit Wohnbebauung nicht sinnvoll. Die Festsetzung eines 

Baugebiets an diesem Standort begründet sich dadurch, dass ein Betrieb inmitten der Obstanbauflä-

chen sinnvoll ist. 

Innerhalb des Plangebiets liegen zwei Baufelder, welche in den Teilbereich (A) und Teilbereich (B) ein-

geteilt sind. Im westlichen Bereich liegt der Teilbereich (A). Hier ist ein Einzelhaus mit bis zu zwei Woh-

nungen zulässig. (siehe textliche Festsetzung 1.2). Außerhalb des Teilbereichs (A) ist eine Wohnnut-

zung unzulässig. 
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Nach den derzeitigen Planungen handelt es sich dem Wohnhaus (Teilbereich A) für Familienangehö-
rige, diese sind aber nicht im rechtlichen Sinne Betriebsinhaber oder Betriebsleiter, welche privilegiert 
zulässig wären. 

Die städtebauliche Ordnung ist gewährleistet, da das Vorhaben wegen der möglichen Störungen zwar 

am Rande der Ortslage angesiedelt wird, sich aber an die besiedelten Flächen so eng wie möglich an-

lehnt. Zudem werden die Siedlungsstruktur des Alten Landes aufgenommen und Regelungen zur orts-

üblichen Gestaltung getroffen. 

 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl, die überbaubare Grundstücksfläche 

sowie die Zahl der Vollgeschosse begrenzt. Diese orientieren sich an dem geplanten Vorhaben.  

Es wird eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Zur Errichtung von Garagen und 

Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und von baulichen Anlagen 

unterhalb der Geländeoberfläche, die das Baugrundstück lediglich unterbaut werden kann die festge-

setzte GRZ um 0,15 auf maximal 0,55 überschritten werden.  

Die Zahl der Vollgeschosse wird auf ein Vollgeschoss begrenzt, zusätzlich erfolgt eine Begrenzung der 

Trauf- und Gebäudehöhe je nach Baufeld. Im Baufeld A werden eine Traufhöhe von max. 4,5 m und 

eine Gebäudehöhe von max. 10 m festgesetzt und orientiert sich so an der bestehenden ortüblichen 

Nachbarbebauung. Im Baufeld B werden eine Traufhöhe von max. 9,0 m und eine Gebäudehöhe von 

max. 12,0 m festgesetzt. Diese Höhen sind erforderlich, um eine wirtschaftliche Nutzung der Halle mit 

den erforderlichen Stapel- und Lagerungshöhen für Obstwaren zu ermöglichen. Die Traufhöhe wird 

gemessen am Schnittpunkt der Dachhaut mit der Außenkante des aufgehenden Mauerwerks. Bezugs-

punkt der Höhenmessung für die Trauf- und Firsthöhe ist der festgesetzte Höhenbezugspunkt (s. text-

liche Festsetzung 1.3). 

Die überbaubaren Flurstücksflächen innerhalb des Sondergebiets werden durch Baugrenzen be-

stimmt. Dabei ergeben sich zwei Baufenster zur Errichtung einer Halle und einem Wohngebäude. Es 

ergeben sich damit Baufenster für die Errichtung der Halle von 38 m x 21 m und für die Errichtung 

eines Wohngebäudes von 17,5 m x 17 m. Die Ausrichtung der Baufenster folgt dem Verlauf der land-

schaftsbestimmenden Gräben sowie der Nachbarbebauung. Zur Grenze der Flurstücke wird ein Ab-

stand von mind. 5 m beim Flurstück 123/4 und 4 m beim Flurstück 112/3 eingehalten. Zu den Gräben 

wird der Mindestabstand von 3 m zur Böschungsoberkante gewahrt. 

Die ortsübliche Bauweise entlang der Straße Am Schießstand sind giebelständige Gebäude in offener 

Bauweise. Diese Bauweise wird für den Bebauungsplan übernommen, sodass eine offene Bauweise 

festgesetzt wird, somit ist der grundsätzliche Grenzabstand von 3 m nach Nds. Bauordnung (NBauO) 

einzuhalten. 

Zum Schutz des östlich direkt anliegenden Wohngebäudes, wird zudem festgesetzt, dass im Baufeld 

(B) Türen, Tore und zu öffnende Fenster sowie Kühlanlagen nach Osten und Norden unzulässig sind 

(siehe Festsetzung 1.4). 
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 Wasserflächen 

Am westlichen und östlichen Rand des Geltungsbereichs befinden sich zwei Gräben, die als Wasserflä-

che festgesetzt werden. Der westliche Graben verläuft entlang des gesamten Plangebiets mit einer 

Länge von 81 m, der östliche Graben ist im Plangebiet ca. 60 m lang. Zu den Gräben wird der Räumab-

stand von 3 m mit den Baugrenzen und Bepflanzungsstreifen gehalten. 

 Grünflächen und Bepflanzungen 

Die im nördlichen Bereich befindliche Eiche wird zum Erhalt festgesetzt. Der vorhandene Baum stellt 

eine bereits vorhandene wichtige grüne Qualität des Plangebietes dar und soll dauerhaft gesichert 

werden. (s. textliche Festsetzung 1.5).  

Zur Durchgrünung des Gebiets wird festgesetzt, dass nach jedem angefangenen 4. Stellplatz ein stand-

ortheimischer Laubbaum zu pflanzen ist. Zum Schutz von Insekten sind Außenleuchten mit insekten-

freundlichen Leuchtmitteln in Form von z.B. LED-Lampen auszustatten. Um die Nachbargrundstücke 

nicht durch Beleuchtung zu stören, sind Leuchtanlagen zu den Nachbargrundstücken hin abzuschirmen 

oder so herzustellen, dass direkte Lichteinwirkungen dorthin vermieden werden. 

5. Örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung. 

Das Plangebiet grenzt direkt an den Bereich der Gestaltungssatzung vom 10.02.2020. Wegen der un-

mittelbaren Nähe werden folgende Festsetzungen aus der Gestaltungssatzung der Gemeinde über-

nommen. 

 

„Glänzende Materialien sind unzulässig (z. B. glasierte Dachziegel und glasierte Klinker, dauerhaft glän-

zende Metalloberflächen). Bei engobierten Oberflächen ist nachzuweisen, dass sie nicht glänzen.“ 

Neubauten mit glänzenden Materialien fügen sich nicht in die Gestaltung der Umgebung ein. Durch 

glänzende Materialien würden sich diese Objekte von den Bestandsbauten – auch durch den Blen-

dungseffekt bei Besonnung – individuell hervorheben. 

 

„Dächer von Hauptgebäuden sind symmetrisch mit einer Dachneigung von 40° - 60° herzustellen. Dabei 

sind als Dachform nur zulässig Sattel-, Krüppelwalm-, Walm- und Mansarddächer. Für Hallen und land-

wirtschaftliche Wirtschaftsgebäude reicht eine Mindestdachneigung von 10° aus. Flachdächer und 

Pultdächer sind nur zulässig über Nebengebäude, Garagen und Carports bis zu einer Grundfläche von 

60 m². Dächer sind in den Farben Rot, Rotbraun, Anthrazit, Grau, als Gründach oder weiche Dachein-

deckung (Reetdach) zulässig. Bei einer Dachneigung von mehr als 22° ist die Dachdeckung als Pfannen-

deckung oder als weiche Dacheindeckung (Reetdach) auszuführen.“ 

Durch diese Festsetzung, anlehnend an die Gestaltungssatzung, wird ein einheitlicher Charakter zwi-

schen den Bestands- und Neubauten in der 3-dimensionalen Wahrnehmung gefördert. Der Dachauf-

bau als prägendes horizontal gliederndes Fassadenelement wird im Ortsbild einheitlich wahrgenom-

men. Dies kommt gerade wegen der exponierten Lage des Plangebiets zu tragen. Hauptgebäude sind 

dabei alle Gebäude die nach § 14 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) keine Nebengebäude und 



Gemeinde Hollern-Twielenfleth B-Plan Nr. 27 „Aussiedlung von Schassen“ 

12 

nach § 12 BauNVO keine Garagen sind. Hauptgebäude können auch Hallen/Wirtschaftsgebäude, die 

der Landwirtschaft dienen, sein. 

 

„Die Ober- und Unterkanten der Fensteröffnungen eines Geschosses sollen jeweils auf der gleichen 

Höhe angeordnet sein. Öffnungen und Bauteile der Fassade sollen auf vertikalen Achsen übereinander 

angeordnet oder auf solche Achsen bezogen sein.“ 

Die Festsetzung dient einer „ruhigen“ ortstypischen Fassadengestaltung. 

 

„Die Fassaden von Wohngebäuden sind in Sichtmauerwerk mit Steinen in einheitlichem Farbton in den 

Farben Rot bis Rotbraun, in Fachwerk in den Farben Weiß oder Holz-Natur oder als Holzverkleidung in 

den Farben Rot bis Rotbraun, Grün, Weiß oder Holz-Natur auszuführen. Leuchtende und reflektierende 

Farben sowie Glasbausteine sind unzulässig. 

Die Fassaden von Hallen und landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden sind zusätzlich zu den in Absatz 

1 genannten Farben auch in Rot, Rotbraun, Braun, Grün, Grün-Blau, Grau und Holz-Natur zulässig. 

Bei profilierten Wandverkleidungen ist die Profilrichtung senkrecht anzubringen.“ 

Bei der Festsetzung des Materials und der Farbe werden harmonische Farben miteinander kombiniert. 

Durch ein harmonisches Farbenspiel wird ein ruhiges Erscheinungsbild der Gebäude erzeugt. Durch die 

Beschränkung ausgewählter Farben wird der einheitliche Charakter der bestehenden Gebäude auch 

bei den Neubauten gewahrt. 

 

„Türen und Fenster sind stehend rechteckig auszuführen. Dies gilt nicht für einzelne Öffnungen in Ober-

geschossen, wenn deren Größe jeweils 1 m² nicht überschreitet.“ 

Dabei soll das ortsbildtypische Mischverhältnis aus steinernen Flächen und überschaubaren Fenster-

öffnungen beibehalten werden. 

„Anbauten und Nebengebäude sollen sich in der Gestaltung dem Dach und der Fassade des Hauptge-

bäudes unterordnen.“ 

Die Gebäude auf einem Grundstück sollen sich aufeinander beziehen und einen harmonischen Ge-

samteindruck abgeben.  

 

„Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder Unter-

nehmer vorsätzlich oder fahrlässig den oben genannten Vorschriften zuwiderhandelt. Gemäß § 80 Abs. 

5 NBauO können Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 3 mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet 

werden.“ 

Um bei Verstößen gegen örtliche Bauvorschriften ein Ordnungswidrigkeiten-Verfahren einleiten zu 

können, wird in die örtlichen Bauvorschriften der erforderliche Verweis auf den § 80 der Niedersäch-

sischen Bauordnung (NBauO) aufgenommen. Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO 

mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden. Diese Festsetzung ist notwendig, da 

sonst keine Bußgelder verhängt werden können. 
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6. Verkehrliche Erschließung 

Der Bau öffentlicher Straßen innerhalb des Plangebiets ist nicht beabsichtigt. Die innere Erschließung 

liegt in der Hand des Vorhabenträgers. Im Nordosten wird ein Teil des bisher öffentlichen Straßenflur-

stücks 197/2 als Sondergebiet überplant. Über den Teil innerhalb des Plangebiets wird ein Nutzungs-

vertrag zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger geschlossen. Der Vorhabenträger erhält das 

Recht zur Nutzung der Parzelle, muss aber eventuelle Befestigungen selbst vornehmen und alle Unter-

haltungsmaßnahmen selbst auf eigene Kosten durchführen. 

Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz erfolgt über die Straße Am Schießstand und im weite-

ren Verlauf über die Twielenflether Chaussee in Richtung Hollernstraße. Über diese ist in einer Entfer-

nung von etwa 6 km die Kreisstraße L 111 und somit auch die A 26 zu erreichen.  

Für private Stellplätze ist ausreichend Platz auf dem Grundstück vorhanden. 

Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr erfolgt an der Bushaltestelle Hollern, Ehren-

mal östlich des Plangebiets  an der Twielenflether Straße, die durch die Buslinie 2051, 2052 und 2054 

an den Bahnhof Stade angebunden ist. Am Bahnhof Stade erfolgt der Übergang zum Regionalverkehr 

in die S3 (Stade-Pinneberg) oder Regionalbahnen RB 5 (Hamburg-Cuxhaven). 

7. Ver- und Entsorgung 

Durch diese Satzung erfolgt keine Änderung der Ver- und Entsorgungssituation oder der Erschließung. 

Abwasser 

Fallen betriebsspezifische Abwässer im Plangebiet an, etwa aus Obstsortierung, Fahrzeugwäsche o.a., 

ist ein entsprechendes Abwasserkonzept erforderlich. Die konkrete Festlegung der Maßnahmen er-

folgt im Baugenehmigungsverfahren. Sofern ein Anschluss an die an den öffentlichen Schmutzwasser-

kanal nicht verbindlich zugesagt wird, ist die Erschließung nicht gesichert und liegt keine Baugenehmi-

gungsreife vor.  

Regenrückhaltung 

Durch die Erweiterung der versiegelten Flächen wird es zu einem erhöhten Regenwasseraufkommen 

im Gebiet kommen. Dies macht eine Regenrückhaltung z. B. in Form von Regenrückhaltebeckens oder 

der Aufweitung von Gräben erforderlich. Eine Versickerung ist auf Grund der Bodenverhältnisse nicht 

möglich. Um einen kontrollierten Abfluss des Oberflächenwassers sicherzustellen, wird festgesetzt, 

dass ein Oberflächenwasserabfluss von höchstens 1,5 l/sec x ha statistisch nur einmal in fünf Jahren 

überschritten werden darf. Dies ist notwendig, um die Entwässerungsanlagen zur Elbe hin nicht zu 

überlasten. 

Für die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers ist ein gesondertes wasserrechtliches Verfah-

ren erforderlich. Dies wird parallel zum Bauantragsverfahren erfolgen. 

Abfallentsorgung 

Im Rahmen der öffentlichen Beteiligung weist das Umweltamt, Abteilung Abfallwirtschaft für die Si-

cherstellung der Abfallentsorgung des Plangebietes für eine reibungslose Müllabfuhr auf folgen-des 

hin: 
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• Die Grundstücke müssen ausreichend Platz für die Lagerung von Hausmüll-, Bio-

abfall- und Altpapiertonnen sowie gelben Säcken vorhalten. 

• Für die Bereitstellung der o. g. Tonnen sowie für Sperrmüll muss an der Grund-

stücksgrenze genügend Platz zur Verfügung stehen, so dass Fahrzeuge und Fuß-

gänger nicht behindert oder gefährdet werden. 

• Für die Müllfahrzeuge muss eine Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55m gewähr-

leistet sein. 

• In Stichstraßen oder Sackgasse muss eine Wendemöglichkeit mit einem Mindest-

durchmesser von 20 m vorhanden sein. 

• Poller, Straßenrandbepflanzungen, Beete sind so zu setzten, dass Müllfahrzeuge 

ungehindert passieren können. Bäume müssen ausreichend Abstand zur Straße 

vorweisen. 

• Für die Anwohner ist ausreichend Parkraum vorzuhalten, damit Straßen durch par-

kende Fahrzeuge nicht so verengt werden, dass Müllfahrzeuge nicht mehr passie-

ren können. 

• Die Grundstückskäufer sind darauf hinzuweisen, dass über in Stichstraßen / Sack-

gassen ohne Wendeanlage oder ohne ausreichend große Wendeanlage, Abfallbe-

hälter im Einmündungsbereich der Stichstraße / Sackgasse bzw. an die für die 

Müllabfuhr erreichbare Straße am Abfuhrtag bereitzustellen sind. Auch hierfür 

sind ausreichend große Stellflächen einzuplanen und herzustellen, so-dass der lau-

fende Verkehr sowie Fahrradfahrer und Fußgänger nicht behindert werden. 

• Die genannten Einschränkungen gelten auch für die Entsorgung von Sperrmüll. 

8. Brandschutz 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Sicherung der Löschwasserversorgung zu richten. Gemäß des 

Niedersächsischen Brandschutzgesetzes § 2Abs. 1, Satz 3 Nr. 2 obliegt es der Gemeinde für eine Grund-

versorgung an Löschwasser zu sorgen. 

Es ist ein Löschwasserbedarf von 48 m³/h (Zeitansatz 2h) gemäß DVGW-Arbeitsblatt W405 sicherzu-

stellen. Sofern Hydranten zur Ausführung kommen, sollten aus einsatztaktischen Gründen Über-

flurhydranten vorgehalten werden. Hydranten, die als Löschwasserentnahmestelle genutzt werden, 

müssen mind. 24 m³/h (400 l/min) Löschwasser über eine Dauer von zwei Stunden liefern. Der Nach-

weis über die tatsächliche Leistungsfähigkeit und weitere Information zum Trinkwasserrohrnetz sind 

auf Anfrage vom örtlich zuständigen Wasserversorger zu erbringen. Der Abstand der Wasserentnah-

mestellen soll nach dem Info-Blatt des Landesfeuerwehrverbandes max. 120 m betragen. Die gemeind-

liche Feuerwehr ist bei der Standortfestlegung der Löschwasserentnahmestellen zu beteiligen. Bei ei-

ner Weicheindeckung (z.B. Reet) ist die vorzuhaltende Löschwassermenge auf 96 m³/h (Zeitansatz 2h) 

zu erhöhen. In Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr kann in dem Gebiet die Herstellung eines 

Löschwasserbrunnens nach DIN 14220 sinnvoll sein. 

Zu dem Plangebiet sind Zufahrten für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge nach NBauO § 4 i. V. m. DVO-

NBauO § 1 vorzusehen. Die Zuwegung von öffentlichem Grund muss gemäß „Richtlinie über Flächen 

für die Feuerwehr“ (Veröffentlicht Nds. MBI. Nr. 37 aus 2012) hergestellt werden. Es ist die RStO 12 
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oder höherwertig anzusetzen. Sofern Bewegungsflächen für die Feuerwehr auf öffentlichem 

Grund/der Straße angeordnet werden, sind die o. g. Vorschriften ebenfalls zu beachten. 

Die Löschwasserversorgung muss mit der Gemeinde abgestimmt werden. Solange die Frage der Er-

schließung ungeklärt ist, liegt keine Baugenehmigungsreife vor. 

9. Immissionsschutz 

Im Bereich des Plangebiets sind Immissionen aus dem Bereich der Landwirtschaft zu erwarten. 

Das Plangebiet ist im Osten und Süden von intensiv genutzten Obstbauflächen umgeben und die land-

wirtschaftliche Nutzung ist weiterhin auf Dauer vorgesehen. 

Die Interessen der Obstbauern nach einer betriebswirtschaftlich sinnvollen Fortsetzung der Bewirt-

schaftung sind zu berücksichtigen und als ortsüblich hinzunehmen. Neben den Lärmemissionen durch 

die auch zu Nachtzeiten und an Wochenenden notwendigen Arbeiten auf den Obstbauflächen spielt 

insbesondere die mögliche Abdrift von Pflanzenschutzmitteln bei der Behandlung der Pflanzen eine 

Rolle.  

10. Umweltbericht 

Teil dieser Begründung ist ebenfalls der gemeinsame Umweltbericht für diesen B-Plan und die Ände-

rung des Flächennutzungsplans (siehe Teil II der Begründung). Er enthält auch die Ermittlung der not-

wendigen Kompensationsmaßnahmen für die Eingriffe in Natur und Landschaft. 

11. Flächen und Kosten 

Flächen 

Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt etwa 5.904 m² die vollständig als Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung „Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse“ festgesetzt.  

Kosten 

Der Gemeinde Hollern-Twielenfleth entstehen durch die Umsetzung des B-Plans keine Kosten. Sowohl 

die Bau- wie die Planungskosten werden vom Vorhabenträger übernommen. 

 

 

 

Hollern-Twielenfleth, den ............................ 

 

 ............................................................ 

 Bürgermeister 


